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Wilhelmstr.7 
Nachr.: An Waffenstill tand 


Betr.; Verfolgung von Straftaten gegen das 
Reich oder die Besatzungsmacht in den 
besetzten Gebieten. i 27 H 4 
Bezug; 1) Do Sohrb. v.9.und 31.1.42 Nr.R 185 
und R 1169 
2) OEW v.31.1.1942 14 n 16.18 WR (19/4) Er 
2857/41 und vom 2.2.1942 14 n 16 KR (19/4)Nr.165/41 g. 
1 Anlage. 
Das Oberkommando hat mit dem Bezugschreiben vom 31.1.1942 
darauf hingewiesen, daß mit dem Pihrererlag vom 7.Desember 1941 
(mitgeteilt durch Schreiben Chef OKW vom 12,Dezember 1941 Az. 14 
n 16 wR (13/4) #r.165/48 g) eine Betreuung der nach Deutschland 
gebrachten Tater durch das Comité de patronage, das belgische Ro- 
te Kreus oder durch Zivilpersonen nicht vereinbar sei. Mit Be- 
zugsschreiben vom 2.2.1942 hat das Oberkommando dem Auswärtigen 
Amt von einer Weisung an die Wehrmachtgeflingnisse Kenntnis gege- 
ben, die folgenden Wortlaut hats 
"Titer, die auf Grund des Pührererlasses nach Deutschland 
gebracht werden, dürfen keinerlei Verkehr mit der Außenwelt ha- 
ben; sie dürfen daher weder selbst schreiben, noch Briefe, Pakete 
oder Besuche empfangen, Briefe, Pakete oder Besuche sind mit dem 
Bemerken surticksuweisen, daß dem Titer jeder Verkehr mit der Au- 
Benwelt verboten ist." 
—— Das Oberkommando teilt die dortige Auffassung im Schreiben 
vom 31. Januar 1942, daß für belgische Häftlinge eine Bestellung 
von belgischen Verteidigern nicht in Prage komme, 
Das Ergebnis der Verfahren kann den Angehörigen der nach 
Deutschland gebrachten Täter nicht mitgeteilt werden, Nach dem 
Schreiben des Chefs des Oberkommandos der Wehrmacht vom 12.12.19 
ist entsprechend dem Willen des Pührers der Hauptzweck der Über-” 


führung naéh Deutschland, die Angehörigen und die Bevölkerung 
über das Schicksal des Täters im Ungewissen gu lassen. 
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Den Angehörigen kann, ebenso wie deutschen und ausländischen 
Dienststellen, nur mitgeteilt werden, daß der Titer festge- 
nommen worden sei und der Stand des Verfahrens keine weite- 
ren Mitteilungen erlaube, | 

Besondere Bestimmungen über die Verteidigung der nach 
Deutschland gebrachten Täter erscheinen nicht notwendig. Die 
Wehrmachtgerichte werden voraussichtlich nur Straftaten abur- 
teilen, die mit dem Tode bedroht sind. Bei üolohen Straftaten 
hat der Gerichtsherr nach $ 49 Abs.1 KStVO stets einen Ver- 
teidiger zu bestellen, "9 

„Im Nachgang zu dem ee from 31. Januar 1942 
wird Abschrift der Übersetzung eines weiteren Schreib s 
Generalşekretürs des Belgisohen Justisministeriums vom 22.12, 
1941 übersandt. Der Reichsminister der Justis hat es dem 
Oberkommando zur weiteren Veranlassung mitgeteilt, 


Der Chef des Oberkommandos der Wehrmacht 
r “Too Im Auftrag 一 
ges. — á á a 
Für die Richtigkeit; 
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